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Große Anfrage 

der Abgeordneten Gilges, Jaunich, Frau Fuchs (Köln), Delorme, Fiebig, Hauck, 
Frau Dr. Lepsius, Müller (Düsseldorf), Frau Schmidt (Nürnberg), Sielaff, Witek, 
Büchner (Speyer), Kastning, Kuhlwein, Frau Odendahl, Toetemeyer, Vogelsang, 
Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Klejdzinski, Lambinus, Steiner, Vosen, 

Wolfram (Recklinghausen) und der Fraktion der SPD 


Lebenssituation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Situation vieler Kinder in der Bundesrepublik Deutschleind ist 
gekennzeichnet von zum Teil erheblichen Problemlagen imd 
Konfliktsituationen. Trotz vieler Anstrengungen sowohl des 
Gesetzgebers in Bimd imd Ländern, als auch der Kommimen im 
Rödimen von Erziehimg und Bildimg, der Stadtteilgestaltimg und 
der Verbessenmg des Wohnumfeldes, sowie imter anderem der 
Bemühimgen vieler gesellschaftlicher Gruppen von den Wohl- 
fahrtsverbänden bis hin zu Elteminitiativen, hat sich vor allem in 
den vergangenen Jahren angesichts der wirtsthaftlichen und 
sozialen Probleme die Lebenssituation von Kindern eher ver- 
schlechtert. Das Ansteigen von Kindesmißhandlungen, die stei- 
genden Gefährdxmgen im Straßenverkehr, das kinderunfreimd- 
liche imd ihre Entwicklxmg behindernde Wohnumfeld, die Über- 
lastimgen in der Schtile imd vieles andere mehr, sind ein Zeichen 
für die imtergeordnete Stellung der Kinder imd ihrer Bedürfnisse 
in unserer Gesellschaft. 

Während Kinder als Konsumfeiktor imd Zielgruppe von Werbimg 
zimehmend an Attraktivität gewinnen, wird ihr Rechtsstatus als 
eigenständige und zu fördernde Persönlichkeit immer noch nicht 
hinreichend respektiert. Zwar konnte durch das „Internationale 
Jahr des Kindes" im Jahre 1979 größeres gesellschaftliches Inter- 
esse an Problemen von Kindern erreicht werden, jedoch muß noch 
deutlich mehr zugunsten von Kindern getan werden. 

Obwohl bekannt ist, wie Kinder auf ihre Problemlagen z. B. durch 
steigende Einnahme von psychopharmazeutischen Medikamen- 
ten, durch steigenden Alkohol- imd Drogenkonsum, durch Selbst- 
mordversucJie und Selbstmorde, durch RecJitsverstöße und vieles 
andere mehr reagieren, sind geeignete sozialpolitische Maßnah- 
men bis heute keineswegs selbstverständlich. Der von der Bun- 
desregienmg betriebene Sozialabbau und ihre Untätigkeit bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit lassen erkennen, daß sich in 
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vielen Familien die Lage der Kinder weiter verschlechtern wird. 
Die Lebensperspektiven, vor allem der Kinder aus sozialbenach- 
teiligten Schichten, werden noch mehr in Frage gestellt. Was Not 
tut, ist eine konsequente Pohtik, die die Interessen unserer Kinder, 
ihre Bedürfnisse und ihre emotioncQe Situation berücksichtigt und 
dieses auch in dem Ausbau von Fördenmgsleistungen zum Aus- 
druck bringt. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

L Die wirtschaftliche und soziale Lage der Familien 

1. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den vergangenen zehn Jahren erhebüch 
gestiegen. Sie umfaßt nach den neuesten Meldungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit ca. 2,6 Millionen Menschen. Es ist 
bekannt, daß diese Zahl bei Berücksichtigung der nicht regi- 
strierten Arbeitslosen erheblich höher liegt. 

Wie hoch ist der Anteil 

a) der registrierten, 

b) der nicht registrierten 

von Arbeitslosigkeit Betroffenen, die Kinder zu unterhalten 
haben? 

c) Wie viele von ihnen erhalten Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe und/oder Sozialhilfe, und wie hat sich diese Zahl 
seit der „Wende" entwickelt? 

2. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Entwick- 
lung der Einkommen, die steigende Arbeitslosigkeit und die 
Kürzimgen im Sozialbereich die Armutsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt begünstigen imd daß 
insbesondere sozicil benachteiligte Famüien nüt Kindern von 
dieser Entwicklung betroffen sind? 

3. a) Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß sich besonders 

die finanzielle Situation von AUeinerziehenden durch die 
Kürzungsmaßnahmen der Bundesregierung erhebüch ver- 
schlechtert hat, wie beurteilt sie diese Entwicklung vor allem 
hinsichtüch der Lebens- und Erziehungssituation von Kin- 
dern, \md welche Lösungsvorschläge hat sie vor allem zur 
Verbesserung der materiellen Situation dieser Betroffenen? 

b) Kann die Bimdesregierimg berichten, welche Erfahrungen 
mit dem Gesetz zur vereinfax:hten Anpassung von Unter- 
haltsrenten gemacht wurden, wie hoch der Prozentsatz 
AUeinerziehender ist, die eine Anpassimg der Unterhalts- 
renten für eheüche Kinder aus getrenntlebenden und 
geschiedenen Ehen erwirkten, imd wie hat sich das Gesetz 
auf die ZahlungsmoreQ der zum Unterhedt Verpflichteten 
ausgewirkt? 
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11. Kind und Familie 

1. a) Wie viele Kinder leben mit beiden Elternteilen zusammen? 

b) Wie viele Kinder leben mit einem Eltemteil zusammen? 

2. Wie hoch ist die Zahl der Kinder, die im Jahre 1983 

a) in Pflegefamilien lebten, 

b) adoptiert wurden? 

Wie hoch ist davon der Anteil der Kinder aus anderen Ländern? 
Nehmen Kinder aus Südostasien oder aus Ländern der Dritten 
Welt hier eine besondere RoUe ein? 

3. Ist der Bxmdesregierung bekannt, wie viele Pflegeverhältnisse 
im Jahre 1983 vorzeitig beendet und wie viele Adoptionsver- 
hältnisse aufgelöst (§ 1760 bzw, 1763 BGB) winden? Wenn ja, 
wie hoch ist hier der Anteil der Kinder aus Südostasien imd der 
Dritten Welt imd welche Gründe waren für die Auflösung bzw. 
Beendigung dieser Verhältnisse entscheidend? 

4. Wie viele Kinder, gemessen an der Gesamtzahl der im jewei- 
ligen Alter vorhandenen Kinder, besuchten im Jahre 1983 
Einrichtimgen der Jugendhilfe: 

a) Krabbelstuben, 

b) Kindergärten, 

c) Kindertagesstätten, 

d) Horte, 

imd entsprechen die Öffnungszeiten dieser Einrichtungen den 
tatsächlichen Erfordernissen? 

5. Wie hoch ist die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland 
vorhandenen TagespflegesteUen, und wie beurteüt die 
Bundesregierung die pädagogische Leistung der Tagesmütter? 

6. Wie hoch ist die Zahl der Kinder, die derzeit in Einrichtungen 
der Jugendhilfe nach § 6 Jugendwohlfahrtsgesetz (Fürsorge- 
erziehung und freiwillige Erziehungshüfen) und nach § 39 des 
Bundessozialhilfegesetzes außerhalb der Herkunftsfamiiie 
untergebracht sind, und welche Arten von Einrichtungen 
stehen für die Unterbringung von Kindern außerhalb der Her- 
kunftsfamilien zur Verfügung? Gibt es genaue Zahlen über den 
Anteü der einzelnen Einrichtungsart, gemessen an der Gesamt- 
zahl der Einrichtungen? 

IIL Kinder und Wohnen 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Wohnraumsituation von 
Kindern in bezug auf 

a) den Wohnraum, der Kindern durchschnittlich zur Verfügung 
steht, 

b) das Verhältnis von Anzahl der Zimmer zur Kopfzahl der 
Familie, 

c) den Wohnraum, der in Ballungsgebieten imd verdichteten 
Wohngebieten kinderreichen FamUien zur Verfügung steht? 
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Welche rechtlichen Vorschriften gibt es hinsichthch der Min- 
destgröße von kindergerechten Kinderzimmem bei öffentiich 
gefördertem Wohnraum, und in welchem Verhältnis dazu steht 
der Wohnimgsbestand? 

2. Liegt der Bundesregierung eine vergleichende Aufstellung der 
Wohnraumsituation von Kindern 

a) hinsichtlich der Großstädte des Bundesgebietes, 

b) hinsichthch der einzelnen Bimdesländer, 

c) hinsichthch der Länder der Europäischen Gemeinschaft vor? 

/V. Situation der Kinderspielplätze 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Spielsituation von Kin- 
dern in Bahungsgebieten und verdichteten Wohngebieten 
(Spielplätze, verkehrsberuhigte Zonen, freie Spielflächen)? 

2. Stehen nach Ansicht der Bundesregierung ausreichend Spiel- 
möghchkeiten zur Verfügung, die den besonderen Bedürfnis- 
sen der einzelnen Altersgruppen der Kinder angemessen sind, 
imd ist die Bundesregierung gegebenenfaUs bereit, bestehende 
Richtlinien und Empfehlungen für die Sicherheit von Kinder- 
spielplätzen zu überarbeiten? 

3. Wie viele sozialpädagogisch betreute Spielplätze gibt es in der 
Bundesrepubhk Deutschland, und wie ist die Entwicklung die- 
ser Spielplatzart in den letzten Jahren verlaufen? 

4. Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um auf der Grundlage des Bundesbaugesetzes eine Verbesse- 
rung der Spielplatzsituation von Kindern in Bahungsgebieten 
und verdichteten Wohngebieten zu erreichen? 

V. Kinder im Straßenverkehr 

1. Worauf führt die Bundesregierung zurück, daß in der Bimdes- 
repubhk Deutschland erhebhch mehr Kinder im Straßenver- 
kehr verletzt oder getötet werden als in anderen vergleich- 
baren Staaten, und welche Maßnahmen gedenkt sie kutz- und 
mittelfristig zu ergreifen, um eine Reduzierung dieser erschrek- 
kenden Unfallziffem zu erreichen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit 

a) die Gurtanlegepfhcht auch auf den Rücksitzen von Per- 
sonenkraftwagen vorzuschreiben und die Einhaltung durch 
entsprechende Sanktionen zu garantieren, 

b) für Pkw-Kindersitze ein bestimmtes Normsystem einzu- 
führen, 

c) die Automobilindustrie zu verpflichten, auf Pkw-Rücksitzen 
spezieUe Einbaxunöghchkeiten für Kindersitze vorzusehen? 

3. Trifft es zu, daß durch die in vielen Wohngebieten durchge- 
führten Verkehrsberuhigungsmaßnahmen es gelimgen ist, die 
Anzahl der auf unseren Straßen verunglückten Kinder zu 
senken? 
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4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine 
generelle Geschwindigkeitsbegrenzung innerhalb geschlosse- 
ner Ortschaften von 50 km/h auf 30 km/h die Zahl der bei 
Verkehrsunfällen getöteten oder schwerverletzten Kinder dra- 
stisch sinken würde? 

5. Trotz sinkender Schülerzahlen steigt seit zwei Jahren die Zahl 
der Schulbusimfälle wieder an. 

Worauf führt die Bimdesregierung diese negative Entwicklimg 
zurück, und was gedenkt sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zu hm, um den Schülerverkehr für die ca. 1,6 Millionen Kinder, 
die täglich mit Schulbussen fahren müssen, sicherer zu ge- 
stalten? 


VL Kinder und Medien 

1. Die Nutzimg von Fernsehen macht bei vielen Kindern einen 
großen Teü ihrer Freizeitbeschäftigung aus. 

Teilt die Bundesregienmg die in der Öffentlichkeit vielfach 
geäußerte Besorgnis, daß durch die nüttels Kabel- und Satelli- 
tenfernsehen mögliche Bereitstellung einer Vielzahl zusätz- 
licher Fernsehprogramme und der Ausweitimg der Massen- 
kommunikationsmittel Kinder noch zu mehr Femsehkonsum 
verleitet werden? 

2. Wie beurteilt die Bimdesregierung insbesondere die Wirkung, 
die von einer absehbaren verstärkten Kommerzialisierung der 
Fernsehprogramme (verlängerte Werbezeiten, stärkere Orien- 
tierung der Programminhalte an die Einschaltquoten) auf 
Kinder ausgeübt wird? 

3. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um 
Familien eine verantwortungsbewußte Mediennutzung zu 
ermöglichen, und welche Bedeutung kommt dabei der 
Familienbüdung und Familienberatimg zu? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, mit einer verstärkten Förderung 
qualifizierter und pädagogisch wertvoller Kinderfilme, der 
gegenwärtigen Welle jugendgefährdender Videoprodukte ent- 
gegenzuwirken? 


VIL Kinder in Problemsituationen 

1. Wie hat sich in den letzten zehn Jahren die Zahl der Selbst- 
tötungen bzw. Selbsttötungsversuche von Kindern entwickelt, 
imd wie sehen diese Zahlen im Vergleich mit anderen euro- 
päischen Ländern aus? 

2. Auf welche Ursachen und Gründe führt die Bundesregierung 
die Selbsttötungshäufigkeit von Kindern zurück, und welche 
Maßnahmen hat bzw. wird sie ergreifen, um die Suizidhand- 
lungen von Kindern in der Bundesrepublik Deutschland zu 
begrenzen? 
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VIIL Kinderdelinquenz 

1. a) Wie viele Verstöße von Kindern gegen Bestimmungen des 

Strafgesetzbuches sind 1983 bzw. 1984 aktenkundig bzw. 
erfaßt worden, und wie hoch schätzt die Bundesregierung 
die „Dunkelziffer" ein? 

b) Zu welchen Konsequenzen haben diese Verstöße geführt 
(Entziehung des Sorgerechts, Heimeinweisungen etc.)? 

2. Wie hat sich die Delinquenz von Kindern seit 1980 entwickelt, 
wie verteilt sie sich auf die einzelnen Straftatbestände, imd sind 
der Bundesregierung Daten über die soziale Herkunft dieser 
Kinder bekannt? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, ob es einen Zusammenhang 
zwischen dem Angebot an Konsumgütern und der Werbung für 
diese und der Art bestimmter Delikte bei Kindern gibt? 


IX. Kinder und Drogenkonsum 

1. Teüt die Bimdesregierung imsere Auffasstmg, daß der Genuß 
von Alkohol das größte Problem im Reihmen des Drogenkon- 
sums bei Kindern darstellt, und wie groß ist ihrer Meinung nach 
die Zahl der Kinder, die Alkohol zu sich nehmen? Kann die 
Bimdesregienmg wissenschaftliche Untersuchungen bestäti- 
gen, daß das Einstiegsalter für Alkohol z. T. unter elf Jahren 
liegt, imd welche Gründe sind nach Ansicht der Bundesregie- 
nmg für den Alkoholkonsum unter Kindern maßgebend? 

2. Kann die Bundesregierung eine im Jahre 1980 durchgeführte 
Untersuchung bestätigen, daß in der Gastronomie sowie in 
Diskotheken im Durchschnitt ein Glas Bier (0,2 Liter) 1,12 DM 
kostet, die gleiche Menge Mineralwasser jedoch 1,31 DM, der 
Orangensaft 2,17 DM? Sieht die Bimdesregierung in dieser 
Preisdiskrepanz einen ursächlichen Zusammenhang für den 
Alkoholkonsum von Kindern und Jugendlichen? Ist die Bun- 
desregierung über die verbalen Appelle hinaus bereit, Einfluß 
auf die Preisgestaltung von alkoholischen und nichtalkoholi- 
schen Getränken in der Öffentlichkeit zu nehmen, zumal der 
Einkaufspreis für nichtalkoholische Getränke weit unter dem 
Einkaufspreis von Bier etc. liegt? 

3. Nach einer Untersuchung der Hamburger Universitäts-Kinder- 
klinik nehmen etwa 35 % der bundesdeutschen Schüler psy- 
chopharmazeutische Medikamente, um mit ihren Schulproble- 
men fertig zu werden. Alleine Schüler der 1. Klasse werden 
schon mit 11 bis 12 % davon betroffen. 

Sind der Bundesregierung diese Zahlen bekannt bzw. liegen 
ihr weitere Untersuchungsergebnisse dieser Problematik vor? 
Welche Konsequenzen gedenkt sie daraus zu ziehen, und wie 
bewertet sie in diesem Zusammenhang die Verschreibungspra- 
xis von Medikamenten dmch Ärzte an Kinder? 

4. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 36 % der Eltern 
nach einer Umfrage bereit sind, ihren Kindern verschreibungs- 
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pflichtige Psychopharmaka zu verabreichen, und was gedenkt 
sie gegen diese Entwicklung zu unternehmen? 

5. Wie hoch ist der Anteil der Kinder imter den Drogenkonsumen- 
ten (auf geschlüsselt nach Drogenarten), imd wie hoch ist die 
Zahl der Kinder unter den Drogentoten? 

6. Was unternimmt die Bundesregierung, um die Rückfallquote 
ehemals drogenabhängiger Kinder zu senken? 


X. Gewalt gegen Kinder 

1. Kann die Bimdesregierung die Ergebnisse einer Untersuchung 
des NW-Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
bestätigen, wonach in der Bundesrepublik Deutschland jähr- 
lich 30000 schwere Kindesmißhandlungen registriert werden, 
tatsächlich aber von ca. 400 000 Kindesmißhandlimgen ausge- 
gangen werden müsse? 

2. Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
Tatsache zu ziehen, daß Gewaltanwendung gegen Kinder nur 
in geringem Maße aufgedeckt wird? Hält die Bundesregierung 
es für notwendig, eine gesetzliche Meldepflicht für Ärzte und 
Lehrer einzuführen, wenn der Verdacht auf Kindesmißhand- 
limg besteht? 

3. Bestätigt die Bimdesregierung andere Untersuchungsergeb- 
nisse, nach denen der größte Teü der mißhandelten Kinder 
„imerwünschte Kinder" waren und daß 80 % der Mißhandlun- 
gen von Verwandten und engen Bekannten verübt werden? 
Welche Konsequenzen gedenkt sie hieraus zu ziehen? 

4. Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, daß zwischen 
Kindesmißhandlung und wirtschaftlicher Situation des Eltern- 
hauses (Arbeitslosigkeit usw.) ein enger Zusammenhang 
besteht, und welche Konsequenzen wird die Bundesregierung 
aus dieser Erkenntnis ziehen? 

5. Nach der Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge sind 
seit dem 1. Januar 1980 „entwürdigende Erziehungsmaßnah- 
men" unzulässig. 

Liegen der Bundesregierung Erfahrungen von Gerichten mit 
dieser neuen Norm vor, und wenn ja, hält sie diese Formulie- 
rung des § 1631 Abs. 2 BGB insbesondere im Hinbhck auf 
Sanktionsmöghchkeiten physischer und psychischer Gewalt- 
anwendung noch für ausreichend? 

6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob sich der Anteil von miß- 
handelten Kindern und ihren ebenfalls mißhandelten Müttern 
in Frauenhäusern in den letzten Jahren erhöht hat? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung unternommen, 
um die Frauenhäuser im Hinbhck auf den Aufenthalt und die 
Betreuung dieser Kinder zu unterstützen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, die rechüichen und finanzieUen 
Voraussetzungen für eine Verbesserung famüientherapeuti- 
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scher Angebote im Zusammenhang mit Kindesmißhandiungen 
zu schaffen? 


XI. Kinderarbeit 

1. Wie viele Verstöße gegen das Beschäftigimgsverbot von Kin- 
dern nach § 5 Abs. 1 Jugendarbeitsschutzgesetz wurden 1983 
registriert? 

Wie hoch ist die vermutete Dxmkelziffer? 

In welchen Gewerbebereichen wurden diese Verstöße be- 
gangen? 

2. Wie hat sich die Zahl der Verstöße gegen das Beschäftigungs- 
verbot von Kindern in den einzelnen Bundesländern entwik- 
kelt? 

Welche Strafen wurden in den einzelnen Bundesländern 
durchschnittlich bei bekanntgewordenen Verstößen gegen das 
Verbot der Beschäftigung von Kindern verhängt? 

Hält die Bundesregierung die von den Ländern erlassenen 
Bußgeldvorschriften für Verstöße gegen § 5 Abs. 1 Jugendar- 
beitsschutzgesetz für ausreichend? 

3. Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
tun eine wirksamere Beachtung des Beschäftigungsverbotes 
von Kindern sicherzustelien? 

4. Wie beurteüt die Bundesregierung die Praxis von Arbeitge- 
bern, Betriebspraktika imter der Voraussage einer späteren 
Vermittlung eines Ausbüdungsplatzes anzubieten, ohne den 
Betroffenen diesen Ausbüdtmgsplatz dann tatsächhch zur Ver- 
fügung zu stellen und wie hoch ist die Zahl solcher Fälle? 

5. Wie viele Kinder werden entsprechend den Ausnahmeregelim- 
gen nach § 5 Abs. 2 und 3 Jugendarbeitsschutzgesetz beschäf- 
tigt? 

Wie ist sichergestellt, daß durch die Beschäftigung „das Fort- 
kommen in der Schule nicht beeinträchtigt wird"? 

Wie viele Ausnahmen werden von den Aufsichtsbehörden vom 
Beschäftigimgsverbot von Kindern entsprechend § 6 Abs. 1 und 
2 Jugendarbeitsschutzgesetz jährlich gemacht? 

6. Ist der Btmdesregierung bekannt, wie die Aufsichtsbehörde die 
Auflagen in § 6 Abs. 2 Jugendarbeitsschutzgesetz bei Ausnah- 
men vom Beschäftigimgsverbot für Kinder durchsetzt und 
überwacht? 

7. Wie beurteüt die Bundesregierung die Problematik des ver- 
stärkten Einsatzes von Kindern als Werbeträger insbesondere 
in den Medien? 


Sieht die Bundesregierung bei Einsatz von Kindern in Werbe- 
spots der Medien die gesetzlich vorgeschriebene „gestaltende 
N^tvsdrkung" der Kinder gewährleistet? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei Kindern, die in den 
Medien als Werbeträger eingesetzt werden, Beeinträchtigun- 
gen ihrer geistig- seelischen Entwicklung aufgetreten sind? 

8. Wie hoch ist der Anteil von Kindern, die als mithelfende Fami- 
lienangehörige in Familienbetrieben beschäftigt sind, ohne daß 
die Voraussetzimgen des § 5 Abs. 3 Jugendarbeitsschutzgesetz 
erfüllt sind? 

Wie hoch ist die vermutete Dimkelziffer von Kindern, die ent- 
gegen dem Beschäftigungsverbot nach § 5 Abs. 1 Jugendar- 
beitsschutzgesetz in Famüienbetrieben beschäftigt werden? 

9. Teilt die Btmdesregienmg unsere Befürchtungen, daß durch 
den Einsatz neuer Technologien die Heimarbeit ausgeweitet 
wird imd damit zwangsläufig der Anteil der Kinderarbeit 
gesteigert wird, und welche Initiativen will die Bundesregie- 
rung ergreifen, um einen verbesserten Schutz dieser Gruppe 
von Kindern allgemein sicherzustellen? 


XIL Behinderte Kinder 

1. Trifft es zu, daß die Zahl der körperhch, geistig imd seelisch 
behinderten Kinder in den letzten Jahren ständig angewachsen 
ist, und auf welche Ursachen imd Gründe sind diese Behinde- 
rungen zurückzuführen? 

V ^ 

2. Welche Maßnahmen der Früherkennung und der Frühförde- 
rung Behinderter oder von Behinderung bedrohter Kinder 
bestehen zur Zeit, und kann von einem flächendeckenden 
Angebot an Frühfördereinrichtungen einschheßhch der Bera- 
tungsstellen im Bimdesgebiet ausgegangen werden? 

3. Die Integration behinderter Kinder in Einrichtungen der 
Jugendhilfe, z.B. Kindergärten, ist ständig weiterentwickelt 
worden. Dies reicht aber nicht für eine vollständige Integration 
Behinderter in die Gesellschaft aus. Hinzu kommen muß eine 
Verbesserung der medizinisch-therapeutisch unterstützenden 
Maßnahmen. 

Liegen der Bundesregierung Zahlen über die zur Zeit in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden medizinisch-thera- 
peutischen Zentren vor? 

Sieht die Bundesregierung weitergehende Möghchkeiten, die 
Arbeit dieser Zentren zu unterstützen und zu fördern? 

4. Welche Möghchkeiten bestehen nach Auffassung der Bundes- 
regierung, die heute in heilpädagogischen Einrichtimgen sta- 
tionär untergebrachten Kinder mehr und mehr einer ambulan- 
ten Versorgung zuzuordnen? 


XIIL Kinder und Gesundheit 

1. Die gesundheithche Entwicklung von Kindern ist auch abhän- 
gig von der richtigen Ernährung, die Kinder vor allem in den 
ersten drei Jahren ihres Lebens erfahren. 
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Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die Ernährung 
insbesondere von Kleinkindern vor, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung diese? 

2. Die jährlichen Untersuchungen über das Wachstum von Kin- 
dern in den Schulen zeigen, daß die Zahl derjenigen Kinder, 
die übergewichtig sind, ständig ansteigt. 

Wie hoch ist derzeit die Zahl der Kinder, die unter Übergewicht 
zu leiden haben, und welche Möglichkeiten hinreichender 
Aufklärung über angemessene Ernährungsweise und entspre- 
chende therapeutische Hilfen für die. Familie sieht die Bundes- 
regierung? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
dazu beizutragen, daß der schulärztliche Dienst im Rahmen des 
öffentlichen Gesundheitswesens in seiner prophylaktischen 
Aufgabe, etwa durch verbesserte Zusammenarbeit mit den 
Ein4chtungen der Jugendhüfe, wieder aufgewertet wird? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse des Fach- 
kongresses „Ausländische Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschlcind", der im Rahmen des „Internationalen Jahres des 
Kindes" von der nationalen Kommission für dieses Jahr durch- 
geführt wurde, bezüglich der Aussagen zur gesundheitlichen 
Situation der Ausländerkinder, und welche Maßnahmen 
gedenkt sie zur Verbesserung der gesxmdheitiichen Situation 
von Ausländerkindem zu ergreifen? 

XIV. Kinderunfälle in Haushalt und Freizeit 

1. Wie viele Kinder verunglücken jährlich in privaten Haushalten, 
Schulen, Einrichtimgen der Jugendhilfe? 

Welches sind die häufigsten UnfaUarten und -Ursachen? 

Welche Altersgruppen sind besonders gefährdet? 

Sind Ausländerkinder im Vergleich zu gleichaltrigen deut- 
schen Kindern besonders gefährdet? Auf welche Weise ver- 
sucht die Bimdesregierung hier Abhilfe zu schaffen? 

2. Hält die Bundesregierung den Forschungsstand zur Ermittlung 
und Verringerung von Gefahrenquellen bei Kinderunfällen in 
Freizeit imd Haushalt für ausreichend? 

Welche Maßnahmen zur Intensivierung der Kinderunfallfor- 
schung werden nach Ansicht der Bundesregierung für erfor- 
derlich gehalten? 

XV. Ausländische Kinder 

1. Wie hoch ist der Anteü der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geborenen Ausländerkinder (Angaben in absoluten und 
Prozentzahlen auf gegliedert nach den Altersgruppen 0 bis 2, 
3 bis 5, 5 bis 9, 10 bis 15 Jahre und Nationalitäten der 
klassischen Anwerbeländer Italien, Jugoslawien, Griechen- 
land, Spanien, Portugal, Türkei und „sonstige Ausländer- 
gruppen") unter den Kindern insgesamt? 
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2. Wie hoch ist der Anteil der Ausländerkinder, deren ständiger 
Wohnsitz 

a) im ersten Lebensjahr, 

b) im dritten bis fünften Lebensjahr, 

c) im sechsten bis neimten Lebensjahr, 

d) im zehnten bis fünfzehnten Lebensjahr 

in die Bundesrepublik Deutschland verlegt wurde? 

3. Wie hoch ist die Zahl der Ausländerkinder, deren ständiger 
Wohnsitz nach der Beendigung der Schulpflicht in ihren 
Heimatländern in die Bundesrepublik Deutschland verlegt 
wurde? 

4. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, wie ausländische Kinder ihre Freizeit verbringen? Teüt 
die Bundesregierung die Auffassimg, daß die soziale Integra- 
tion ausländischer Kinder hauptsächlich in informellen Lem- 
bereichen (Wohnumfeld, Clique) imd nicht in den anerkann- 
ten Sozialisationsinstanzen (Schule tmd Famiüe) stattfindet? 

5. Wurde bisher und wird zukünftig in mit Bundesmitteln unter- 
stützten Modellvorhaben ausländisches Personal in Kinder- 
gärten eingestellt? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um im Vor- 
schul- und Freizeitbereich die Zweisprachigkeit ausländi- 
scher Kinder zu pflegen imd die Kultur ihres Herkunftslandes 
lebendig zu erhalten? 

7. Welche Auswirkungen haben nach Erkenntnissen der Bun- 
desregierung hohe Anteüe ausländischer Wohnbevölkerung 
auf die Versorgung dieser Wohngebiete mit Spielplätzen, 
Kindergärten, Gnmdflächen etc? 

8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, mit Maß- 
nahmen der Jugendhilfe die besonderen Spannungen lösen 
zu helfen, die für ein ausländisches Kind aus der Vermittlung 
der Heimatkultur durch seine Familie und den sich davon 
imterscheidenden sozio-kulturellen Gegebenheiten des Gast- 
landes ergeben? 

9. Wie beurteüt die Btmdesregierung die Auffassung, daß aus- 
ländische Fanülien ihre Skepsis gegenüber Eingliederungs- 
angeboten verringern und ihren Kindern in stärkerem Maße 
in ihrer Entwicklimg behilflich sein könnten, wenn sie nicht 
befürchten müßten, die Lebenschancen für ihre Kinder in der 
Bxmdesrepublik Deutschland nur durch Verleugnung ihrer 
kulturellen Identität wahren zu können? 

Mit welchen Maßnahmen kann die Bundesregierung im Rah- 
men der Jugendhilfe Abhilfe schaffen? 

10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Ju- 
gendverbände bei ihren Bemühungen um die Integration 
ausländischer Kinder in ihrer Arbeit in verstärktem Maße zu 
imterstützen? 

Bonn, den 22. April 1985 
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